
Rede des Präsidenten des Senats, Bürgermeister Jens Böhrnsen,  
vor dem Plenum der Handelskammer:  
„Zukunftsperspektiven Bremens“,  gehalten am 16.1.2006 
 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Präses Dr. Wendisch, meine Damen und Herren, 
 
herzlichen Dank für die Einladung, vor Ihnen und mit Ihnen über 
Bremens Zukunft zu sprechen. Ich habe sie sehr gern angenommen.  
Und ich sage Ihnen gerne zu: Für mich ist unser heutiges Gespräch der 
Auftakt für einen dauerhaften, Vertrauen stiftenden und konstruktiven 
Dialog zwischen Schütting und mir als neuem Bürgermeister im Bremer 
Rathaus. Der geographisch und sprichwörtlich kurze Weg zwischen der 
Handelskammer und dem Rathaus soll auch in Zukunft erhalten und 
gepflegt bleiben und uns die Türen wechselseitig offen stehen. 
Ich habe Ihre Rede vor der Januargesellschaft, sehr geehrter Herr Dr. 
Wendisch, sehr aufmerksam gelesen.  Und ich habe mich gefreut über 
Ihren eindringlichen Appell, für Bremens Zukunft vor allem die hellen 
Seiten, die Chancen, das Licht zu entdecken und zu betonen. Wir sind 
uns einig: Bremen steht vor großen Herausforderungen, unsere beiden 
Städte haben aber auch eine Fülle von Stärken und Gründe, 
selbstbewusst nach vorn zu blicken.  
Es scheint in manchen Kreisen in und außerhalb Bremens derzeit 
geradezu chic geworden zu sein, über Bremen und seine 
Selbständigkeit wie über eine nostalgische Marotte unverbesserlicher 
Lokalpatrioten zu reden und zu schreiben. Ich sage sehr deutlich: Mich 
ärgert ziemlich, wer da redet und was da geredet wird -  denn von 
Sachkenntnis ist dieses Gerede in aller Regel herzlich wenig getrübt.  
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Absolut unerträglich wird es, wenn der Finanzsenator eines 
Stadtstaates, der wie kein anderer am Tropf der Solidargemeinschaft 
hängt, der über fünf Milliarden pro Jahr kassiert und damit 
Haushaltslöcher stopft statt sie vertragsgemäß zu investieren, der für 
eine politische Fehlleistung mit rekordverdächtigem Ausmaß wie die 
Berliner Bankenaffäre mit Milliardenbeträgen gerade stehen muss, uns 
das Existenzrecht abspricht. Sie wissen, von wem ich spreche: ich 
meine Thilo Sarrazin, der in der „WELT“ heute die nächste Etappe 
seines politischen Amoklauf hingelegt hat.  Ausgerechnet von Berlin 
lernen zu sollen, wie  man vernünftig mit Geld umgeht – das taugt nun 
wirklich eher für Karikaturen als für Lehrbücher des Staatsrechts. Und 
es tröstet mich allmählich nur noch wenig, wenn mein Kollege Wowereit 
uns intern achselzuckend versichert, Thilo Sarrazin sei auch im Berliner 
Kabinett  ein ziemlich einsamer Exot. Dann, lieber Klaus Wowereit, 
stopp bitte diesen Exoten endlich. Er schadet nicht nur Bremens Ruf. Er 
schadet auch dem Ruf Berlins.   
 
 
 
Anrede, 
 
man kann mit Leidenschaft, Herzblut und Liebe für ein selbständiges 
Bremen eintreten. Und man kann mit nüchternem Verstand und klarem 
Kopf für ein selbständiges Bremen werben. Das Schöne ist: Beides 
passt hervorragend  zusammen: Fakten und Überzeugung, Zahlen und 
Lokalpatriotismus.  
 
Ich weiß: Auch erfolgreiche Unternehmer hören auf beides - auf ihren 
Kopf und auf ihren Bauch. Und daher weiß ich auch: Ich muss hier in 
diesem Kreis niemand vom Wert der Bremer Selbstständigkeit 
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überzeugen. Wir wissen miteinander sehr gut, was wir an ihr haben und 
warum  es sich lohnt, für sie zu kämpfen.  
 
Wir werden das in kommenden Wochen und Monaten tun müssen. Wir 
müssen mit Energie und Überzeugungskraft die vielen guten Argumente 
für Bremens Selbständigkeit in und außerhalb Bremens in die Köpfe 
bringen.  Das gilt ganz besonders für Karlsruhe und für Berlin. Das gilt 
aber auch für die Hauptstädte aller anderen Bundesländer. Die neue 
Bundesregierung hat in ihrem Koalitionsvertrag eine Reform der 
Finanzverteilung als zweite Stufe der Föderalismusreform auf die 
politische Tagesordnung gesetzt. Das ist eine Chance für Bremen, und 
es kann sicher helfen, dass nun auch im Bund eine große Koalition – 
wenn auch ursprünglich eher unfreiwillig - zusammengefunden hat. 
Trotzdem muss uns klar sein: Beim Geld hört die Freundschaft 
bekanntlich auf und jedem Finanzminister oder Finanzsenator ist das 
Hemd allemal näher als der Rock. Wir werden also Hartnäckigkeit, 
Klugheit, Verhandlungsgeschick und überzeugende Argumente 
brauchen, um die Richter in Karlsruhe zu überzeugen und bei den 
Berliner Verhandlungen ein für Bremen gutes und nachhaltiges 
Ergebnis zu erreichen.  
 
Die Bremer Handelskammer hat sich bereits in der Vergangenheit 
immer wieder  für diese zentrale Schicksalsfrage unseres Bundeslandes 
engagiert.  Ich habe die Resolution zur Zukunft Bremens vom letzten 
Frühjahr wie auch die Erklärung der beiden Kammern vom Juli 2005 als 
Einladung und Ermutigung an die Politik und gesamte Stadt verstanden, 
sich dieser Verantwortung gemeinsam zu stellen. Ich freue mich über 
diese Bereitschaft. Und ich spreche für mich, aber sicher auch für den 
gesamten Senats, wenn ich Ihnen sage: Ich nehme diese Einladung 
gerne an.  Die Bewahrung der Bremer Selbständigkeit ist für mich als 
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Präsident des Senats und Bürgermeister die zentrale Aufgabe und das 
entscheidende Leitmotiv meiner Arbeit. Selbständigkeit bedeutet 
Gestaltung in Selbstverantwortung,  Möglichkeit, die eigene Zukunft zu 
gestalten.  
 
Ich will nicht ausschließen, dass wir bei dem Dialog über die richtigen 
und besten Entscheidungen für Bremens Zukunft gelegentlich auch 
unterschiedlicher Meinung sein werden. Aber ich bin sicher: Wir haben 
das gleiche Ziel. Wir arbeiten für ein lebendiges, starkes, attraktives 
Bremen, in dem die Menschen gerne leben und gute Perspektiven 
finden. Und ich bin überzeugt: Wir werden eine Kultur pflegen, in der wir 
unterschiedliche Auffassungen fair und offen austauschen mit dem 
gemeinsamen Ziel, gute Lösungen zu finden. Lassen Sie uns zusammen 
das Beste für das Land, für die Menschen, für unsere wirtschaftliche 
und politische Zukunft suchen und finden.   
 
Ich gehe davon aus: Sie erwarten von mir heute, dass ich damit jetzt 
schon einmal anfange und Ihnen erläutere, welche Schwerpunkte ich für 
die vor uns liegende Arbeit sehe und welche Ziele ich mir gesetzt habe.   
 
Dazu ganz kurz: Was sind die Rahmenbedingungen? Wie ist die 
Ausgangslage? 
 
1.   Die große Koalition, aber auch die bremische Wirtschaft hat in den 
letzten Jahren eine Menge erreicht. Der notwendige Strukturwandel ist 
in vielen Bereichen angepackt und erfolgreich gestaltet worden. Die 
Infrastruktur ist deutlich verbessert worden und wird beispielsweise 
durch die A 281 weiter verbessert werden. Die bremischen Häfen 
boomen. Für ihre Zukunft und ihre Wachstumsperspektiven sind die 
Weichen gestellt worden. Dafür  hat der Senat eine Menge Geld in die 
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Hand genommen. Bremens Wissenschafts- und Forschungslandschaft 
ist leistungsfähig und genießt einen exzellenten Ruf. Insgesamt ist 
Bremen ein wirtschaftlich leistungsfähiges, produktives Land. Beim 
Bruttoinlandsprodukt je Einwohner liegen wir hinter Hamburg an der 
Spitze aller Bundesländer. 
 
2.   Dennoch sind unsere öffentlichen Kassen leer. Bremen hat nach wie 
vor die höchste Pro-Kopf-Verschuldung aller Bundesländer. Insgesamt 
sitzen wir auf einem Schuldenberg von 13 Milliarden Euro und stecken 
nach wie vor in einer extremen Haushaltsnotlage. Eine wesentliche 
Ursache hierfür liegt darin, dass sich im gegenwärtigen 
bundesdeutschen Finanzsystem Bremens hohe wirtschaftliche 
Leistungskraft nicht in den öffentlichen Einnahmen widerspiegelt. Ein 
weiterer wesentlicher Grund ist die Erosion der öffentlichen Einnahmen 
insgesamt.  
 
Die Sanierungshilfen sind ausgelaufen. Die Hoffnung auf den 
Kanzlerbrief war trügerisch. Das Ergebnis ist eine Enttäuschung und ein 
herber Rückschlag. Neue Hilfen des Bundes müssen wir erst erstreiten 
und erkämpfen. Es geht kein Weg an der Erkenntnis vorbei und es 
macht keinen Sinn, darum herum zu reden: Die Verschuldung Bremens 
wird vorerst weiter wachsen. Steigende Zinslasten auf der einen Seite 
und rückläufige Einnahmen nach dem Ende des Sanierungszeitraums 
schränken unsere finanziellen Handlungsspielräume deutlich ein. 
     
 
Vor diesem Hintergrund ist heute die gesamte Politik des Senats – auch 
die Investitionspolitik -  zu sehen: Im Sanierungszeitraum haben wir in 
einem massiven Aufholprozess gegenüber den anderen Ländern sehr 
hohe Investitionen „gefahren“, die auf vielen Feldern bereits 
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erfolgreiche Wachstumsimpulse auslösen konnte und die 
Voraussetzung für weitere geschaffen hat. Und vor allem: Die 
strukturellen Defizite, die es in Bremen zu Beginn der Sanierungsphase 
gegeben hat, konnten an vielen Stellen beseitigt werden. Unsere 
Wissenschaftslandschaft ist heute exzellent, viele Probleme unsere 
Verkehrsinfrastruktur sind behoben, unsere Innenstadt ist ein 
Schmuckstück, die Schlachte ist ein Magnet für Bremer und Touristen, 
unsere Häfen sind zukunftsfähig aufgestellt und wir haben quantitativ 
und qualitativ ein sehenswertes Angebot an Gewerbeflächen für 
ausbau- und ansiedlungswillige Unternehmen. Diese Aufholjagd, die 
uns durch die Sanierungszahlungen ermöglicht wurde, war erfolgreich 
und richtig, trotz einiger Rückschläge. Sie hat sich auch gerechnet, 
auch in Euro und Cent hat sie sich gerechnet, aber leider nicht für 
unsere Kassen, sondern entlastend für die Kassen der anderen 
Bundesländer. Da ist es schon anstrengend, wenn von anderen 
Bundesländern und allen voran aus Berlin mit sehr harschen Worten 
unsere Politik kritisiert wird.  

 
Eins sage ich ganz deutlich: Wir werden uns in dieser Situation nicht 
auf die Spur der Berliner begeben, die ihre Investitionen auf ein deutlich 
unterdurchschnittliches Maß gedrosselt haben, übrigens auch, um ihre 
überdurchschnittlichen konsumtiven Ausgaben finanzieren zu können. 
Dieser Weg ist falsch, dieser Weg ist perspektivlos, ein solcher Weg 
weist keine Spur in die Zukunft.  

 
Wir werden vor dem Bundesverfassungsgericht darlegen, warum es gut 
und richtig ist, Bremen bei seinem erfolgreichen Kurs der Bewältigung 
des Strukturwandels zu unterstützen. Wir brauchen zur Fortsetzung 
unseres Investitionskurses Unterstützung, aus eigener Kraft allein ist 
das nicht zu bewältigen. Deshalb müssen wir miteinander darüber 
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reden, was wir uns aus eigener Kraft zutrauen. Da wollen wir die Latte 
hoch legen, da ist –wie gesagt – Berlin gewiss nicht der Maßstab, 
sondern erfolgreiche Städte mit zukunftsorientiertem Kurs wie 
Hamburg. Aber wir können auch nicht so tun, als gingen die 
Sanierungszahlungen weiter oder als hätten wir die Investitionsbeihilfen 
des Bundes schon erstritten. Deshalb hat sich die große Koalition 
darauf verständigt, im Zusammenhang mit der Klagestrategie auch über 
weitere Kürzungen auch der Investitionsmittel zu reden. Wir werden 
unser Investitionsniveau an das vergleichbarer Länder bzw. Städte 
anpassen müssen. Weil das so ist, ist es umso notwendiger, unsere 
Investitionsmittel auf die Maßnahmen zu konzentrieren, die unsere 
Wirtschaftskraft stärken, die Arbeitsplätze sichern und neue schaffen. 
Ich bin überzeugt, Herr Präses, wir sind in dieser Frage nah beieinander.  
Wie wollen beide keinen Kahlschlag bei den Investitionen. Wir wollen 
beide dass Investitionen ihren Namen auch rechtfertigen und verdienen, 
dass sie sich auszahlen, dass es einen spürbaren  Retun-on-Investment 
in Arbeitsplatzen und Steuerkraft  gibt.  Wer sparen muss, muss 
zwingend dafür sorgen, dass sein knappes Geld bestmöglich angelegt 
ist. Auch darüber sind wir uns, glaube ich, einig, Herr Dr. Wendisch.  
 
Meine Damen und Herren, 
welche Entwicklungsperspektiven müssen vor dem Hintergrund dieser 
Situations-Skizze verfolgt werden? Ich sehe einen Dreiklang unserer 
zentralen Herausforderungen. Er lautet: Eigenanstrengung, 
Verhandlung, Klage. Auf allen drei Feldern wollen und müssen wir 
Erfolg haben. Sie bilden eine Einheit, die nicht aufgelöst werden kann.  
Wenn die Bemühungen auf einem Feld erlahmen, dann sind auch die 
Anstrengungen in den beiden anderen gefährdet. 
Das erste ist: Wir müssen uns selbst anstrengen. Wir müssen uns 
anstrengen, weiter zu sparen. Aber das allein wird nicht reichen und es 
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gibt auch Grenzen des Sparens. Das gilt für unsere Investitionen. Das 
gilt für mich aber auch bei unseren konsumtiven Ausgaben. Unsere 
Anstrengungen, jeden Euro dreimal umzudrehen, dürfen keinesfalls den 
Wirtschaftsstandort Bremen und seine Leistungsfähigkeit gefährden. Es 
macht keinen Sinn und es wäre niemand zu vermitteln, wenn wir 
Bremens Selbständigkeit verteidigen wollen und gleichzeitig nicht mehr 
den Nachweis erbringen könnten, dass wir aus eigener Kraft lebens- 
und leistungsfähig sind. Unsere Sparbemühungen dürfen nicht den 
sozialen Zusammenhalt unserer Stadt, die Identifikation der Menschen 
mit Bremen und Bremerhaven riskieren. Wir können niemandem sagen: 
In Bremen und Bremerhaven haben Kinder nun einmal schlechtere 
Bildungschancen als sonst in der Republik. Wir können niemandem 
ernsthaft zumuten, dass die Selbständigkeit des Lands auf Kosten 
seiner ganz individuellen Lebenschancen geht.  
 
Die Bilanz der bremischen Sparpolitik ist ähnlich der der bremischen 
Investitionspolitik: Wir haben eine ganze Reihe von Erfolgen 
vorzuweisen und dennoch sind wir noch nicht am Ziel:  
Das Land Bremen liegt inzwischen mit seinen konsumtiven Ausgaben 
unter dem Niveau der beiden anderen Stadtstaaten. Dieser Kurs muss 
gehalten werden und dazu wird es weiterhin erforderlich sein, laufende 
Anstrengungen durchzuhalten auch wenn dies zunehmend schwierig 
wird. Da die konsumtiven Spar-Anstrengungen auch in den anderen 
Ländern intensiver werden, werden auch wir mit Augenmaß und unter 
Beachtung politischer Prioritäten diese schwierige Arbeit weiter 
intensivieren müssen.  
Ich möchte dies an einigen Punkten erläutern. 
 
Der Sozialhilfe-Haushalt ist der größte konsumtive Einzelposten der 
bremischen Ressort-Haushalte. Daher ist ein erfolgreiches Herunter-
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Steuern des Sozialhilfebudgets an den unteren Rand des rechtlich 
Möglichen und sozialpolitisch Vertretbaren mit entscheidend für das 
Gelingen der Haushaltssanierung: Leistungsstandards, die in Bremen 
höher sind als anderswo, müssen, so schmerzhaft dies ist, zumindest 
auf den Durchschnitt der anderen Länder oder Großstädte abgesenkt 
werden.  
Auch dürfen wir es nicht zulassen, dass die Leistungen für die 
Bürgerinnen und Bürger reduziert werden, ohne dass im Apparat der 
Verwaltung Ähnliches geschieht. Die Reform des Sozialstaates, die mit 
der Hartz-Gesetzgebung erheblichen Schub bekam, muss auch zu 
einem Rückbau von Verwaltung führen.  
Es gilt aber auch anzuerkennen, dass die Aufgaben – und damit 
teilweise auch die Ausgaben! – des Sozialstaates nicht beliebig 
steuerbar sind und teilweise sogar wachsen: Die anhaltend dramatisch 
hohe Arbeitslosigkeit in Bremen und Bremerhaven begrenzt auch  die 
Bemühungen, Sozialhilfeempfänger wieder in Arbeit zu bringen und so 
das Sozialleistungsbudget zu senken. Unsere Gesellschaft wird älter 
und damit wächst auch die Zahl der Hilfe- und Pflegebedürftigen. Es 
wäre sozialpolitisch unverantwortlich und finanzpolitisch illusionär, 
wenn wir diese Entwicklungen leugnen würden. 
 
Unsere Wirtschaftsförderung muss noch stärker am Maßstab 
„zukunftsfähige Arbeitsplätze schaffen“ ausgerichtet werden. Dies ist 
und bleibt die zentrale Herausforderung an alle Politik in Bremen.  
Die beiden vorerst letzten rein bremischen großen Infrastruktur-
Projekte, CT IV, das bereits im Bau ist, und der beschlossene Ausbau 
der Kaiserschleuse, betreffen nicht zufällig den Hafenbereich und nicht 
zufällig Bremerhaven: Wir tun dies, um den Rang des Hafenstandortes 
Bremerhaven langfristig abzusichern und um die Chance auf Tausende 
neue Arbeitsplätze zu wahren.  
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Aus dem gleichen Grund beteiligen wir uns auch über unsere 
Hafengesellschaft bremenports  in enger Kooperation mit 
Niedersachsen am Bau des Jade-Weser-Ports in Wilhelmshaven.  
Die große Koalition in Berlin hat sich erfreulicherweise zur Stärkung des 
maritimen Standortes bekannt. In ihrem Koalitionsvertrag wird die 
maritime Wirtschaft als ein wesentlicher Garant für die 
Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Deutschland auf den wachsenden 
globalen Märkten bezeichnet. Zudem sollen die seewärtigen und 
landseitigen Anbindungen der deutschen Seehäfen gezielt ausgebaut 
werden. Wir werden die Bundesregierung beim Wort nehmen und 
hoffen dabei  - wie erwähnt - nicht auch auf eine angemessene 
finanzielle Anerkennung der von Bremen getragenen Lasten und 
Leistungen.  
 
Trotz einer unvermeidlichen Mittelkürzung bleibt die Förderung des 
Wissenschaftsstandortes Bremen eine zentrale Aufgabe, die wir nicht 
nur  durch verstärkte Profilbildung angehen wollen, sondern auch durch 
das Zusammenwachsen des Nordwestens zu einer 
Wissenschaftsregion: Die wissenschaftlichen Einrichtungen 
Bremerhavens, Delmenhorsts, Oldenburgs und Bremen müssen  über 
praktische Kooperation eine gemeinsame Identität entwickeln.  
In Bremen gilt es, den guten Ruf und die - nicht nur durch die IUB 
erlangte - hohe Internationalität der Hochschulen und Universitäten 
auszubauen. Diese außerordentlich positive Entwicklung ist eine 
Verpflichtung für die Zukunft. Und wir trauen uns dies zu: Die 
Universität Bremen bewirbt sich gegenwärtig im sogenannten 
„Exzellenz-Wettbewerb“ der Bundesregierung - im norddeutschen 
Raum ist außer ihr nur noch die Medizinische Hochschule Hannover 
angetreten.  
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Bremen muss sich auf den demographischen Wandel vorbereiten. Zwar 
werden bis 2020 die Bevölkerungszahlen nach unserer sogenannten 
„Langfristigen Globalplanung“ (LGP) stabil bleiben, es zeichnet sich 
aber schon heute ab, dass die Zusammensetzung der Bevölkerung sich 
radikal ändern wird. Eines der Sinnbilder hierzu ist die auf dem Kopf 
stehende Alterspyramide.  
Im demographischen Wandel liegt auch eine Chance für Bremen als 
Großstadt und Oberzentrum: Anders als die Einfamilienhausgebiete im 
Umland bietet Bremen ein breites Spektrum an Wohnmöglichkeiten an, 
das den Bedürfnissen einer alternden Gesellschaft entgegenkommt: 
Kurze Wege zu Dienstleistungen und Versorgung, gute Infrastruktur, 
lebendige Stadtteile. Mit diesen Pfunden müssen wir wuchern und 
Bremen offensiv als lebenswerten Wohnort weiterentwickeln.  
Bremen will gutverdienende Steuerzahler halten und möglichst viele 
neue Bewohner anziehen. Dafür müssen aber auch gute Arbeitsplätze 
entstehen, daher sind wirtschaftsfördernde Investitionen weiter 
notwendig. Die kombinierte Förderung von Wirtschafts- und 
Wohnansiedlungen, wie im Faulenquartier und in der Überseestadt, 
weisen in die richtige Richtung.   
Der demographische Wandel und die Anpassung der sozialen und 
kulturellen Infrastruktur können auch dazu genutzt werden, konsumtive 
Einsparungen durch Zusammenlegung von Angeboten zu realisieren, 
etwa im Schul- und Kita-, aber auch im Kulturbereich. Hier sind lokale 
und auch fachliche Egoismen zu überwinden. 
Wir müssen also lebendige Stadtquartiere entwickeln –  vielleicht auch 
indem wir bestimmte Zielgruppen direkt ansprechen: So ist zu 
überlegen, gezielt die Lebensbedingungen für junge Zuwanderer, für 
Familien, die in Bremen ein Studium oder eine Berufsausbildung 
anstreben, aber auch für Senioren zu verbessern und diese Gruppen für 
Bremen zu gewinnen. Dazu dient eine Stadtentwicklungspolitik, die 
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ausreichend Flächen für die unterschiedlichen Bedürfnisse dieser 
Zielgruppen bereitstellt – Grundstücke am Stadtrand eher für junge 
Familien, aber auch zentrumsnahe Wohngebiete für Singles und 
unternehmungslustige Senioren. 
 
Lassen Sie mich zu einem weiteren Thema kommen, welches uns 
gemeinsam am Herzen liegt. Das Engagement der Handelskammer für 
eine Verschlankung bürokratischer Regelungen, die besonders den 
Mittelstand und die kleinen Unternehmen belasten, ist beeindruckend. 
Der Senat hat sich dieses Themas frühzeitig angenommen; heute kann 
man mit Fug und Recht sagen, dass Bremen unter den Bundesländern 
als Vorreiter für eine bessere Regulierung angesehen wird. Als 
Stadtstaat mit kurzen Wegen haben wir es dabei vielfach einfacher als 
die großen Flächenländer.  
 
Seit Anfang 2005 werden neue Normen in Bremen grundsätzlich 
befristet.  
Gleichzeitig wird weiter an der Vereinfachung des bremischen Rechts 
gearbeitet. Mit Maßnahmen wie der Einschränkung der Gewerbeaufsicht 
bei Kleinstbetrieben, der Vereinfachung des Vergabewesens, der 
Erleichterung der Baugenehmigungsverfahren, der Kfz-Zulassungen 
und des Meldewesens sind wir auf dem richtigen Weg, der aber noch 
lang ist.  
Bremen hat sich aber auch bundesweit für Bürokratieabbau eingesetzt. 
In enger und guter Zusammenarbeit mit der Handelskammer hat es sich 
an den beiden Initiativen des Bundeswirtschaftsministeriums zum 
Bürokratieabbau in Regionen beteiligt und erfolgreich Vorschläge für 
die Deregulierung des Bundesrechts eingereicht. Auch im jetzt erfolgten 
zweiten Durchgang haben wir Aussicht auf eine weit reichende 
Akzeptanz der bremischen Vorschläge auf Bundesebene. 
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 (Anrede) 
Lassen Sie mich gegen Ende noch einige Anmerkungen zu 
Standortfaktoren machen, die man „weich“ nennen mag, die aber für 
mich vielfach eher gleichrangig mit den vorgenannten sind: Schule, 
Kinderbetreuung, Kultur und Kooperation in der Region.  
 

• Schule 

Der PISA-Schock sitzt tief und dies wird auch noch einige Zeit so 
bleiben: Denn trotz der bereits erreichten Verbesserungen müssen wir 
den vollzogenen und zukünftigen Veränderungen noch lange Zeit zu 
tiefgreifender und nachhaltiger Wirkung verhelfen, bis wir erwarten 
können, von den hinteren oder gar letzten Plätzen nach vorne zu 
kommen – wir brauchen einen langen Atem. Trotz unserer dramatischen 
Haushaltslage werden wir in Bremen weitere Ganztagsschulen 
einrichten mit dem Ziel, Bildungsbarrieren abzubauen, und den jungen 
Bremerinnen und Bremern eine bestmögliche Bildung anzubieten – 
unabhängig von Pass, Muttersprache oder Bankkonto der Eltern.  
Aufgrund des dankens- und lobenswerten Engagements der 
Handelskammer und Bremer Firmen konnten wir die Praxisnähe der 
bremischen Schulen erhöhen. Dies wollen wir auch weiterhin tun, und 
ich möchte die heutige Gelegenheit nutzen, um Ihnen für Ihre Mitarbeit 
herzlich zu danken. Des weiteren danke ich allen, die in ihren Betrieben 
Jugendliche ausbilden; wir alle wissen, dass dies nicht nur im 
bestverstandenen Eigeninteresse der Wirtschaft ist, sondern dass es 
auch eine gesellschaftliche Aufgabe ist, jungen Menschen durch eine 
Ausbildung die Aussicht auf eigenes Einkommen, Selbstständigkeit und 
wirtschaftliche Sicherheit zu geben. 
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• Vereinbarkeit Familie-Beruf / Kindertagesbetreuung  

Familienpolitik rückt nach Jahren des Schattendaseins wieder in den 
Mittelpunkt der politischen Agenda. Und es ist nicht nur eine sozial-, 
sondern auch eine wirtschaftspolitische Aufgabe, die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf für diejenigen, die dies wollen, zu verbessern. Ich bin 
daher sehr froh, dass die Handelskammer Bremen sich dieses Themas 
bereits intensiv annimmt und etwa im Verbundprojekt „Beruf und 
Familie“ bei ihren Unternehmen unter anderem für die Teilnahme an 
einer Zertifizierung als familienfreundliches Unternehmen werben will.  
Die Betreuung der 3 bis 6-jährigen Kinder wird auch in Bremen derzeit 
vor allem qualitativ verbessert – die Zahl der Betreuungsplätze reicht 
aus.  
Für die Kinder unter 3 Jahren sind die Angebote sowohl qualitativ wie 
auch vor allem quantitativ noch zu verbessern. Wir haben daher im 
Haushaltsentwurf 2006/07 zusätzliche Mittel für eine Ausweitung der 
Betreuung von Kindern unter 3 Jahren in Bremen und Bremerhaven 
vorgesehen. Wir unternehmen diese große Kraftanstrengung nicht nur 
um mit verbesserter frühkindlicher Bildung auch unsere PISA-
Rückstände aufzuholen, sondern auch um den Wirtschaftsstandort 
Bremen mit einem leistungsfähigen und guten Betreuungsangebot noch 
attraktiver zu machen für Menschen, die in Bremen arbeiten wollen. 
Nicht zuletzt entsprechen wir damit auch den Wünschen von 
Unternehmen.  
Die jetzt veranschlagten Mittel sind allerdings die Obergrenze dessen, 
was wir Eltern und Kindern bieten können. In diesem finanziellen 
Rahmen können wir nicht nur ein „Mehr“, wir müssen auch ein 
„Besser“ schaffen: Und dabei wird zunehmend nicht nur die freiwillige, 
ehrenamtliche Mithilfe der Eltern, sondern auch die Hilfe der 
bremischen Wirtschaft gefragt sein. Die Handelskammer, deren 
Engagement im „Bündnis für Familie“ und weiteren Initiativen ich sehr 
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begrüße, hat hier bereits phantastisch mitgeholfen, dass solche 
Kooperationen gelingen – etwa bei der Gründung von 
Betriebskindergärten. Dafür danke ich der Kammer und den beteiligten 
Firmen ausdrücklich – und ich hoffe auf weitere Erfolgsgeschichten. 
 
Anrede  

 

• Kultur 

Nach der großen Enttäuschung, die Bremen mit der gescheiterten 
Bewerbung zur Europäischen Kulturhauptstadt 2010 einstecken 
musste, gilt es jetzt, den „Geist“ der Bewerbung zu bewahren. 
Spätestens durch die Bewerbung jedoch ist klar geworden, welch 
wichtigen Beitrag die Kultur zur Entwicklung der Stadt leisten kann – 
vor allem wenn die Kultur über ihre klassischen Bereiche hinausgeht 
und sich in engen Bezug zu den Bereichen Wissenschaft, 
Stadtentwicklung, Wirtschaft, Sport und Bildung stellt. – Die Bremische 
Kulturentwicklung geht von diesem weiten Kulturbegriff aus.  
Mit dem „Masterplan für die Kulturentwicklung Bremens 2006-2011“, an 
dessen Entstehung auch die Handelskammer beteiligt war, sowie dem 
Konzept „Stadtwerkstatt Bremen“ wurden bereits Ideen geboren. Diese 
werden weiter entwickelt und es werden Wege aufgezeigt, wie das 
attraktive kulturelle Potenzial, über das Bremen ohne Zweifel in hohem 
Maße verfügt, weiter gehoben werden kann. 
 

• Region 

Bremen ist ohne sein Umland nicht denkbar – und umgekehrt !  
Bremen strebt mit der engeren Region einen Planungsverband an, in 
dem die Flächenentwicklungen gegenseitig abgestimmt werden, um 
ruinöse Standortkonkurrenz von vorne herein zu vermeiden. Dieser 
Prozess wurde bisher im Konsens vorangetrieben und hat mit dem 
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sogenannten „Interkommunalen Raumstrukturkonzept“ (kurz: INTRA) 
vorerst einen Abschluss gefunden. Nun steht die Umsetzung der 
INTRA-Grundsätze im Mittelpunkt, allen voran die Abstimmung der 
Einzelhandelsentwicklung und die Vorbereitung eines 
Planungsverbands. Der Konflikt mit der Gemeinde Stuhr zeigt, wie 
notwendig verbindlichere Strukturen und Regeln in den Stadt-Umland-
Beziehungen sind. Auch auf der Ebene der Metropolregion 
Bremen/Oldenburg müssen wir  die  Zusammenarbeit  intensivieren. 
Darin liegt eine Schlüsselaufgabe für die Zukunft der Region. 
Langfristig sollten wir anstreben, die Kooperation durch einen 
Staatsvertrag zwischen Bremen und Niedersachsen abzusichern.  
 
(Anrede)  
Ich hoffe, es ist erkennbar geworden:  
Unsere Probleme und Aufgaben sind zwar außerordentlich groß, aber 
wir haben nicht nur Gestaltungsmöglichkeiten, die wir nutzen können 
und nutzen müssen, sondern unser Land hat auch gute und starke 
Entwicklungs-Potentiale, die uns Mut machen und mit denen wir dann 
Bremen selbständig erhalten und wieder voll handlungsfähig machen 
können.  
Dabei hoffe ich auch weiterhin auf den konstruktiven Dialog mit der 
Handelskammer. Und ich setze auf die Initiative der Bremischen 
Wirtschaft, ich setze auf Sie!  Ich bin – auch unter den objektiv 
eingeschränkteren Handlungsspielräumen des Senats - fest 
entschlossen, mit ganzer Kraft für unsere Selbständigkeit und  für ein 
leistungsfähiges, attraktives  Bremen zu arbeiten und für 
unternehmerische Initiativen bestmögliche Rahmenbedingungen zu 
schaffen. Ich weiß aber auch – und wem erzähle ich das in diesem Kreis 
– innovative Produkte, moderne Dienstleistungen und damit 
zukunftsfähige Arbeitsplätze und höhere öffentliche Einnahmen 
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entstehen in der Wirtschaft. Bremen braucht Sie! Gemeinsam können 
wir es schaffen. Lassen Sie uns zusammen  das Beste für Bremen 
machen!  
 
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 
 
 
 
 
 
 


